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Erklärung Maltas 

 

Malta begrüßt das vorgeschlagene Rahmenprogramm Horizont 2020, das ein Schlüsselinstrument 

zur Verwirklichung des Europäischen Forschungsraums und zur Umsetzung der Leitinitiative 

"Innovationsunion" der Strategie Europa 2020 sowie zur Erfüllung der darin eingegangenen 

Verpflichtungen ist. Vor diesem Hintergrund hat sich Malta vorbehaltlos in die Verhandlungen zur 

Konzipierung eines umfassenden Programms Horizont 2020, das Spitzenleistung belohnt und 

potenzielle Spitzenleistung fördert, eingebracht und sich dafür eingesetzt. 

Dennoch ist Malta nicht damit einverstanden, dass Tätigkeiten, bei denen menschliche Embryonen 

zerstört werden, über das Rahmenprogramm Horizont 2020 gefördert werden können. 

Malta ist ferner der Ansicht, dass der Ansatz, der in dem vorgeschlagenen Rahmenprogramm 

Horizont 2020 vorgesehen ist, das therapeutische Potenzial humaner adulter Stammzellen nicht 

ausreichend berücksichtigt.  

Außerdem ist Malta der Ansicht, dass das Subsidiaritätsprinzip in vollem Umfang gewahrt werden 

sollte und dass auf EU-Ebene keine Forschungstätigkeiten zu finanzieren sind, die grundlegende 

ethische Prinzipien berühren, zu denen die Mitgliedstaaten unterschiedliche Standpunkte vertreten. 

 

 

Erklärung Österreichs zu humaner embryonaler Stammzellenforschung  

 

Österreich vertritt in Hinblick auf die Förderung von Forschung mit humanen embryonalen Stamm-

zellen durch öffentliche Mittel eine klare Haltung, wie sie schon im Rahmen des 6. und 7. EU-

Forschungsrahmenprogrammes vertreten wurde. 

Die Forschungsförderung durch öffentliche Mittel erfordert die Beachtung hoher ethischer Stan-

dards. Österreich vertritt die Haltung, dass den adulten Stammzellen der absolute Vorrang gegen-

über der Förderung von Forschung mit embryonalen Stammzellen einzuräumen ist. Darüber hinaus 

ist in Hinblick auf die zwischenzeitlich erfolgte EuGH-Judikatur zur Frage der Patentierbarkeit 

embryonaler Stammzellverfahren zu hinterfragen, ob deren Förderung nicht grundsätzlich entfallen 

soll.  
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Erklärung Österreichs zur Energieforschung 

 

Österreich hat im Rahmen der Verhandlungen über die teilweise allgemeine Ausrichtung zur Hori-

zont 2020 Verordnung vielfach vorgeschlagen, in der Verordnung die Durchführung von 

Forschungsarbeiten zur Evaluierung des Potenzials einer kernspaltungsfreien Energiewirtschaft 

vorzusehen. Diesem Vorschlag Österreichs wurde nicht gefolgt. 

 

 

Erklärung der Kommission 

 

Für "Horizont 2020" schlägt die Europäische Kommission vor, die ethischen Fragen hinsichtlich 

einer Förderfähigkeit von Forschungsarbeiten mit humanen embryonalen Stammzellen genauso zu 

behandeln wie im 7. Forschungsrahmenprogramm. 

Die Europäische Kommission schlägt dies vor, da sie anhand ihrer Erfahrungen auf diesem sehr 

vielversprechenden Wissenschaftsgebiet eine verantwortungsvolle Vorgehensweise entwickelt hat, 

da sich bei einem Forschungsprogramm, an dem Forscher aus vielen Ländern mit unterschied-

lichsten rechtlichen Rahmenbedingungen teilnehmen, als zufriedenstellend erwiesen hat. 

(1) Das Rahmenprogramm "Horizont 2020" schließt drei Forschungsgebiete ausdrücklich von der 

Förderung durch die Union aus: 

— Forschungstätigkeiten zum Klonen vom Menschen zu Reproduktionszwecken; 

— Forschungstätigkeiten zur Veränderung des Erbguts des Menschen, durch die solche 

Änderungen vererbbar werden könnten; 

— Forschung zur Züchtung menschlicher Embryonen ausschließlich zu Forschungszwecken 

oder zur Gewinnung von Stammzellen, auch durch Zellkerntransfer somatischer Zellen. 

(2) Es werden keine Tätigkeiten gefördert, die in allen Mitgliedstaaten verboten sind. Auch wird 

keine Tätigkeit in einem Mitgliedstaat gefördert, in dem diese verboten ist. 

(3) "Horizont 2020" und die Bestimmungen über die ethischen Grundsätze bei der Förderung von 

Forschungsarbeiten an humanen embryonalen Stammzellen durch die Union beinhalten in 

keiner Weise eine Bewertung der in den einzelnen Mitgliedstaaten geltenden rechtlichen oder 

ethischen Auflagen für solche Forschungstätigkeiten. 
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(4) Bei den Aufforderungen zur Einreichung von Vorschlägen verlangt die Europäische Kommis-

sion nicht ausdrücklich die Verwendung humaner embryonaler Stammzellen. Über die etwaige 

Verwendung adulter oder embryonaler Stammzellen entscheiden die Wissenschaftler unter 

Berücksichtigung der von ihnen angestrebten Ziele. In der Praxis entfällt der weitaus größte 

Teil der Fördermittel der Union für die Stammzellenforschung auf die Verwendung adulter 

Stammzellen. Es gibt keinen Grund, warum sich dies mit "Horizont 2020" grundlegend ändern 

sollte. 

(5) Jedes Projekt, für das die Verwendung humaner embryonaler Stammzellen vorgeschlagen wird, 

muss eine wissenschaftliche Bewertung erfolgreich durchlaufen, bei der durch unabhängige 

wissenschaftliche Sachverständige geprüft wird, ob die Verwendung dieser Stammzellen zur 

Erreichung der wissenschaftlichen Ziele notwendig ist. 

(6) Vorschläge, die die wissenschaftliche Bewertung erfolgreich durchlaufen haben, werden 

anschließend einer strengen Ethikprüfung durch die Europäische Kommission unterzogen. 

Hierbei kommen die Prinzipien, auf die sich die Charta der Grundrechte der Europäischen 

Union stützt, sowie die einschlägigen internationalen Übereinkommen, wie das am 4. April 

1997 in Oviedo unterzeichnete Übereinkommen des Europarates über Menschenrechte und 

Biomedizin und seine Zusatzprotokolle und die Allgemeine Erklärung über das menschliche 

Genom und die Menschenrechte der UNESCO, zum Tragen. Die Ethikprüfung dient auch 

dazu, sicherzustellen, dass die Vorschläge im Einklang mit den Vorschriften der Länder stehen, 

in denen die Forschungsarbeiten durchgeführt werden sollen. 

(7) In besonderen Fällen kann die Ethikprüfung auch während der Laufzeit des Projekts durch-

geführt werden. 

(8) Für jedes Projekt, bei dem die Verwendung humaner embryonaler Stammzellen vorgeschlagen 

wird, ist vor Projektbeginn die Genehmigung der zuständigen nationalen oder lokalen Ethik-

ausschüsse einzuholen. Sämtliche nationalen Vorschriften und Verfahren, etwa zum Einver-

ständnis der Eltern, zum Verbot finanzieller Anreize usw., sind einzuhalten. Geprüft wird, ob 

das Projekt Genehmigungs- und Kontrollmaßnahmen durch die zuständigen Behörden der Mit-

gliedstaaten, in denen die Forschungsarbeiten durchgeführt werden, beinhaltet. 

(9) Ein Vorschlag, der die wissenschaftliche Bewertung, die nationale oder lokale Ethikprüfung 
und die Ethikprüfung durch die Union erfolgreich durchlaufen hat, wird den in einem gemäß 
dem Prüfverfahren tätigen Ausschuss vertretenen Mitgliedstaaten zur Einzelgenehmigung 
vorgelegt. Projekte, die die Verwendung humaner embryonaler Stammzellen beinhalten, 
werden nur gefördert, wenn sie die Genehmigung der Mitgliedstaaten haben.
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(10) Die Europäische Kommission wird auch in Zukunft darauf achten, dass die Ergebnisse der von 

der Union geförderten Stammzellenforschung sämtlichen Forschern leicht zugänglich gemacht 
werden, so dass schließlich die Patienten in allen Ländern hieraus Nutzen ziehen können. 

(11) Die Europäische Kommission wird Maßnahmen und Initiativen fördern, die dazu beitragen, 
dass Forschungsarbeiten mit humanen embryonalen Stammzellen auf ethisch vertretbare Art 
und Weise koordiniert und rationalisiert werden können. So wird die Kommission weiterhin 
die Einrichtung eines europäischen Registers der humanen embryonalen Stammzelllinien 
unterstützen. Ein solches Register ermöglicht einen Überblick über in Europa vorhandene 
humane embryonale Stammzellen, optimiert deren Verwendung durch Wissenschaftler und 
kann dazu beitragen, dass neue Stammzelllinien nicht unnötig gewonnen werden. 

(12) Die Europäische Kommission wird die gängige Praxis fortführen und dem gemäß dem Prüfver-
fahren tätigen Ausschuss keine Vorschläge für Projekte unterbreiten, die Forschungstätigkeiten 
(auch solche zur Gewinnung von Stammzellen) beinhalten, bei denen menschliche Embryos 
zerstört werden. Der Ausschluss dieses Forschungsschrittes von der Förderfähigkeit bedeutet 
nicht, dass die Union sich daran anschließende Forschungstätigkeiten, bei denen humane 
embryonale Stammzellen verwendet werden, von der Förderung ausschließt. 
 
 

Erklärung der Kommission zu Artikel 5 Absatz 7 des Spezifischen Programms 

 
"Die Kommission bedauert sehr, dass in Artikel 5 ein Absatz 7 aufgenommen wurde, mit dem das 
in Artikel 5 der Verordnung (EU) Nr. 182/2011 genannte Prüfverfahren für die Gewährung von 
Finanzhilfen der Union für Projekte oder Teile von Projekten eingeführt wird, die im Anschluss an 
die Aufforderungen zur Einreichung von Vorschlägen auf der Grundlage der in Artikel 5 des Spezi-
fischen Programms zur Durchführung von "Horizont 2020" genannten Arbeitsprogramme aus-
gewählt werden. Die Kommission erinnert daran, dass sie dieses Verfahren in keinem der sektora-
len MFR-Rechtsakte vorgeschlagen hat. Auf diese Weise sollten die MFR-Programme im Interesse 
der Empfänger der EU-Finanzhilfen vereinfacht werden. Bei einer Verabschiedung der Finanzhilfe-
beschlüsse ohne Prüfung durch einen Ausschuss würde sich das Verfahren beschleunigen und die 
Frist bis zur Finanzhilfegewährung wäre kürzer. Dies wäre für die Begünstigten von Vorteil und 
würde unnötigen bürokratischen Aufwand und Kosten vermeiden. Des Weiteren weist die Kommis-
sion darauf hin, dass die Annahme von Finanzhilfebeschlüssen zu ihren institutionellen Vorrechten 
im Zusammenhang mit der Ausführung des Haushalts gehört und deshalb nicht dem Komitologie-
verfahren unterliegen sollte.  
 
Sie ist ferner der Auffassung, dass die Aufnahme dieser Bestimmung nicht als Präzedenzfall für 
andere Finanzierungsinstrumente gelten darf." 
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Erklärungen der Kommission 
 

 
1) Erklärung zum "Fast track to Innovation" 
"Die Kommission beabsichtigt, dem FTI-Instrument (Fast track to Innovation – "Der schnelle Weg 
zur Innovation") durch Sensibilisierungs- und Kommunikationsmaßnahmen im Vorfeld der Pilot-
aufforderung 2015 eine angemessene Sichtbarkeit in der Forschungs- und Innovationsgemeinschaft 
zu verschaffen. 
 
Sie möchte die Dauer von FTI-Maßnahmen nicht im Voraus begrenzen. Faktoren wie Zeitabhän-
gigkeit und internationale Wettbewerbssituation sind bei der Beurteilung der Auswirkungen eines 
Vorschlags ausreichend zu berücksichtigen, um den jeweiligen besonderen Gegebenheiten in ver-
schiedenen Bereichen der angewandten Forschung flexibel Rechnung zu tragen. 
  
Zusätzlich zu der umfassenden Prüfung im Rahmen der Zwischenbewertung von "Horizont 2020" 
werden beim FTI-Pilotprojekt alle praktischen Aspekte im Zusammenhang mit der Einreichung, 
Bewertung, Auswahl und Budgetierung der Vorschläge, die im Rahmen der Aufforderung zur Ein-
reichung von Vorschlägen eingehen, fortlaufend überwacht; dies gilt ab dem ersten Stichtag im 
Jahr 2015.  
 
Damit das Pilotprojekt seine Wirkung entfalten kann und gewährleistet ist, dass eine sinnvolle 
Evaluierung durchgeführt werden kann, könnte es notwendig sein, bis zu hundert Projekte zu 
unterstützen." 
 
2) Erklärung zum Energiebereich (Rahmenprogramm) 
 "Die Kommission anerkennt die wesentliche künftige Rolle der Endenergieeffizienz und der erneu-
erbaren Energieträger, die Bedeutung besserer Netze und Speicherkapazitäten zur bestmöglichen 
Ausschöpfung ihres Potenzials sowie den Bedarf an Marktübernahme-Maßnahmen zum Aufbau 
von Kapazitäten, zur Verbesserung der Governance und zur Beseitigung der Marktschranken, so 
dass Lösungen im Sinne der Energieeffizienz und der erneuerbaren Energien in großem Umfang 
eingesetzt werden können. 
Sie wird sich darum bemühen, sicherzustellen, dass mindestens 85 % der mit "Horizont 2020" für 
die gesellschaftliche Herausforderung "Energie" verfügbaren Mittel für nicht fossile Brennstoffe 
ausgegeben werden; in diesem Rahmen werden mindestens 15 % des Gesamtbudgets für den Ener-
giebereich für Markteinführungsmaßnahmen zugunsten bestehender Technologien für erneuerbare 
Energien und Energieeffizienz im Rahmen des Programms "Intelligente Energie – Europa III" 
verwendet. Dieses Programm wird mithilfe einer spezifischen Managementstelle umgesetzt und 
sieht auch Unterstützungsmaßnahmen für die Umsetzung einer nachhaltigen Energiepolitik, den 
Aufbau von Kapazitäten und die Mobilisierung von Mitteln für Investitionen vor, wie es bisher der 
Fall war. 
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Die restlichen Mittel sind für auf fossilen Energieträgern beruhende Technologien und Entwick-
lungsoptionen bestimmt, die im Hinblick auf die Verwirklichung der Vision für 2050 und die 
Unterstützung der Umstellung auf ein nachhaltiges Energiesystem als wesentlich erachtet werden.  
Die im Hinblick auf diese Ziele erreichten Fortschritte werden überwacht und die Kommission 
erstattet hierüber regelmäßig Bericht."  
 
 
3) Erklärung zu Artikel 6 Absatz 5 (Rahmenprogramm) 
 "Die Kommission hat – unbeschadet des jährlichen Haushaltsverfahrens – die Absicht, im Rahmen 
des strukturierten Dialogs mit dem Europäischen Parlament einen Jahresbericht über die Umsetzung 
der in Anhang II von „Horizont 2020“ festgelegten Aufschlüsselung des Haushalts nach Prioritäten 
und spezifischen Zielen innerhalb dieser Prioritäten, einschließlich der Anwendung von Artikel 6 
Absatz 5, vorzulegen."  
 
 
4) Erklärung zu Artikel 12 (Rahmenprogramm) 
"Die Kommission wird die angepassten Arbeitsprogramme auf Antrag dem zuständigen Ausschuss 
des Europäischen Parlaments vorlegen." 
 
 
5) Erklärung zum "Exzellenzsiegel" (Rahmenprogramm) 
 "Maßnahmen auf EU-Ebene ermöglichen einen EU-weiten Wettbewerb, bei dem die besten Vor-
schläge ausgewählt werden, wodurch das Exzellenzniveau angehoben und die Sichtbarkeit von 
Spitzenleistungen in Forschung und Innovation erhöht werden.   
Die Kommission ist der Auffassung, dass positiv bewertete Projektvorschläge für den Europäischen 
Forschungsrat, Marie- -Curie-Maßnahmen, Partnerschaftsmaßnahmen, das KMU-
Instrument (Phase 2) oder Kooperationsprojekte, die aus haushaltstechnischen Gründen nicht finan-
ziert werden konnten, trotzdem das Exzellenzkriterium des Programms "Horizont 2020" erfüllt 
haben.  
Nach Genehmigung durch die Teilnehmer kann diese Information an die zuständigen Behörden 
weitergegeben werden.   
Die Kommission begrüßt daher jede Initiative, solche Projekte aus nationalen, regionalen oder 
privaten Quellen zu fördern.  In diesem Zusammenhang hat die Kohäsionspolitik durch Kapazitäts-
aufbau ebenfalls eine zentrale Rolle zu spielen."  



 

 

16100/13 ADD 1 REV 1  DO/cat 8 
 DQPG DE 
 

 
6) Erklärung zur Verbreitung von Exzellenz und Ausweitung der Beteiligung 

(Rahmenprogramm) 
"Die Kommission hat sich dazu verpflichtet, im Rahmen des neuen Ziels „Verbreitung von 
Exzellenz und Ausweitung der Beteiligung“ Maßnahmen zu entwickeln und umzusetzen, die darauf 
ausgerichtet sind, das Forschungs- und Innovationsgefälle in Europa zu beseitigen. Die für diese 
Maßnahmen vorgesehene Mittelausstattung wird nicht geringer sein als der Betrag, der im Rahmen 
des Siebten Rahmenprogramms für Maßnahmen zur Ausweitung der Beteiligung ausgegeben 
wurde. 
Die neuen COST-Aktionen, die im Rahmen der Ausweitung der Beteiligung durchgeführt werden, 
sollten aus dem Budget für die "Verbreitung von Exzellenz und Ausweitung der Beteiligung" 
gefördert werden. COST-Aktionen, die nicht hierunter fallen und ein gleiches Mittelvolumen erfor-
dern dürften, sollten aus dem Budget für "6. Europa in einer sich verändernden Welt: integrative, 
innovative und reflektierende Gesellschaften" gefördert werden.  
Der Großteil der mit der Fazilität für Politikunterstützung und den transnationalen Netzen nationaler 
Kontaktstellen zusammenhängenden Tätigkeiten sollte ebenfalls aus dem Budget für "6. Europa in 
einer sich verändernden Welt: integrative, innovative und reflektierende Gesellschaften" unterstützt 
werden."  
 
 
7) Erklärung zu den Leitlinien zu den Kriterien für die Anwendung des "Bonus" 
 (Beteiligungsregeln) 
"Im Hinblick auf eine zusätzliche Vergütung plant die Kommission, unverzüglich Leitlinien zu den 
Kriterien für deren Anwendung im Anschluss an die Verabschiedung der Beteiligungs- und 
Verbreitungsregeln des Programms "Horizont 2020" zu veröffentlichen." 
 
 
8) Erklärung zu Artikel 42 der Beteiligungsregeln 
"Die Kommission beabsichtigt, unter Berücksichtigung der Fristen des Siebten Forschungsrahmen-
programms in die Musterfinanzhilfevereinbarung Fristen hinsichtlich des Schutzes der Ergebnisse 
aufzunehmen." 
 
 
9) Erklärung zur Erstattung direkter Kosten an große Forschungsinfrastrukturen 
 (Beteiligungsregeln): 
"Infolge der Forderungen von Interessenträgern sagt die Kommission zu, das Thema der Erstattung 
direkter Kosten an große Forschungsinfrastrukturen  entsprechend dieser Erklärung klarzustellen. 
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Der Leitfaden für die Erstattung direkter Kosten an große Forschungsinfrastrukturen im Rahmen 

von "Horizont 2020" wird für die Kosten großer Forschungsinfrastrukturen im Umfang von min-

destens 20 Mio. EUR für einen bestimmten Begünstigten gelten, die sich als Summe der histori-

schen Inventarwerte der einzelnen Forschungsinfrastrukturen berechnen, wie sie in der letzten 

Schlussbilanz vor der Unterzeichnung der Finanzhilfevereinbarung dieses Begünstigten verbucht 

sind. Auch eine Bestimmung auf der Grundlage der Miet- und Leasingkosten der Forschungsinfra-

strukturen ist möglich. 

 

Unterhalb dieser Schwelle gilt der Leitfaden für die Erstattung direkter Kosten an große For-

schungsinfrastrukturen im Rahmen von "Horizont 2020" nicht. Einzelne Kostenelemente können 

gemäß den anwendbaren Bestimmungen der Finanzhilfevereinbarung als förderfähige direkte 

Kosten geltend gemacht werden.  

Grundsätzlich wird es möglich sein, alle Kosten als direkte Kosten geltend zu machen, die sowohl 

alle allgemeinen Kriterien für die Förderfähigkeit erfüllen als auch in direkter Verbindung zur Um-

setzung der Maßnahme stehen und ihr deshalb unmittelbar zugerechnet werden können.  

Für eine große Forschungsinfrastruktur, die für ein Projekt genutzt wird, wird dies üblicherweise für 

die aktivierten Kosten und die Betriebskosten der Fall sein.  

"Aktivierte Kosten" sind Kosten, die angefallen sind, um die große Forschungsinfrastruktur einzu-

richten und/oder zu erneuern, sowie einige Kosten für spezifische Reparatur- und Wartungsarbeiten 

der großen Forschungsinfrastruktur zusammen mit Ersatzteilen oder wesentlichen Komponenten.  

"Betriebskosten" sind Kosten, die dem Begünstigten für den Betrieb der großen Forschungsinfra-

struktur entstehen.  

Dagegen können einige Kosten in der Regel nicht als direkte Kosten geltend gemacht werden, son-

dern gelten als über den Pauschalbetrag für indirekte Kosten abgegolten, zum Beispiel Miet- und 

Leasingkosten sowie Abschreibungskosten für Verwaltungsgebäude und Sitz.  

Werden Kosten nur zum Teil durch die Tätigkeiten des Projekts verursacht, kann nur der Teil 

geltend gemacht werden, der direkt dem Projekt zuzurechnen ist. 

Zu diesem Zweck muss das Messsystem des Begünstigten eine korrekte Quantifizierung des tat-

sächlichen wahren Wertes der Kosten des Projekts ermöglichen (d.h. es muss den echten Verbrauch 

und/oder die tatsächliche Nutzung für das Projekt angeben). Dies wird der Fall sein, wenn der Wert 

von der Rechnung des Lieferanten übernommen wird. 



 

 

16100/13 ADD 1 REV 1  DO/cat 10 
 DQPG DE 
 

 

Die Messung der Kosten steht im Allgemeinen mit der für das Projekt aufgewendeten Zeit in Ver-
bindung, die den tatsächlichen Stunden/Tagen/Monaten der Nutzung der Forschungsinfrastruktur 
für das Projekt entsprechen muss. Die Gesamtzahl produktiver Stunden/Tage/Monate muss dem 
vollen Potenzial der Nutzung (volle Kapazität) der Forschungsinfrastruktur entsprechen. Zur 
Berechnung der vollen Kapazität gehören auch Zeiten, während deren die Forschungsinfrastruktur 
benutzt werden kann, aber nicht benutzt wird. Bei der Berechnung der vollen Kapazität werden 
allerdings reale Einschränkungen berücksichtigt, wie etwa die Öffnungszeiten der Einrichtung 
sowie Reparatur- und Wartungszeiten (einschließlich Kalibrierung und Tests). 
Können Kosten aus technischen Gründen der Forschungsinfrastruktur, jedoch nicht dem Projekt 
direkt zugeordnet werden, besteht eine akzeptable Alternative darin, diese Kosten mittels Einheiten 
tatsächlicher projektrelevanter Nutzung zu messen. Diese Messung muss durch genaue technische 
Spezifikationen und Daten untermauert und auf der Grundlage der analytischen Buchführung des 
Begünstigten bestimmt werden.  
Die Kosten und ihre direkte Zuordnung zu dem Projekt müssen durch geeignete Nachweise belegt 
werden, die einen ausreichenden Prüfpfad liefern. 
Der Begünstigte kann die direkte Verbindung auch durch überzeugende alternative Belege nach-
weisen. 
Die Dienststellen der Kommission werden bewährte Verfahren für die direkte Zuordnung und für 
Belege empfehlen (z.B.: für aktivierte Kosten: Buchführungsunterlagen zusammen mit der 
Abschreibungspolitik des Empfängers als Teil seiner üblichen Buchhaltungsgrundsätze, aus denen 
sich die Berechnung der potenziellen Nutzung und die wirtschaftliche Gesamtnutzungsdauer des 
Vermögenswerts sowie ein Nachweis seiner tatsächlichen Nutzung für das Projekt ergeben; für 
Betriebskosten: eine spezifische, ausdrücklich gekennzeichnete Rechnung mit Bezug auf die große 
Forschungsinfrastruktur, den Vertrag, die Projektdauer usw.).  
Auf Antrag eines Begünstigten, der über große Forschungsinfrastrukturen verfügt, und unter 
Berücksichtigung der verfügbaren Ressourcen und des Grundsatzes der Kosteneffizienz ist die 
Kommission bereit, eine Ex-ante-Bewertung der Methode des Begünstigten zur Berechnung direk-
ter Kosten auf einfache und transparente Art durchzuführen, um Rechtssicherheit zu gewährleisten. 
Diese Ex-ante-Bewertungen werden bei den Ex-post-Prüfungen in vollem Umfang berücksichtigt. 
Darüber hinaus wird die Kommission eine Gruppe einsetzen, die aus Vertretern einschlägiger 
Organisationen von Interessenträgern besteht, um den Rückgriff auf den Leitfaden zu bewerten. 
 
Die Kommission bestätigt, dass sie einen Leitfaden zur Berechnung direkter Kosten für große 
Forschungsinfrastrukturen rasch annehmen wird, sobald die Verordnungen über "Horizont 2020" 
angenommen sind." 
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10) Erklärung zum KMU-Instrument 

"Den Unterstützungsmaßnahmen für KMU kommt im Rahmen von "Horizont 2020" eine entschei-

dende Bedeutung zu; sie tragen ganz wesentlich dazu bei, das Ziel der Förderung von Innovation, 

Wirtschaftswachstum und Beschäftigung zu erreichen. Die Kommission wird daher für eine hohe 

Sichtbarkeit der KMU-Unterstützung im Rahmen von "Horizont 2020" sorgen, insbesondere durch 

Einbeziehung des KMU-Instruments in die Arbeitsprogramme, Leitlinien und Kommunikations-

maßnahmen. Alle Bemühungen werden darauf ausgerichtet sein, es KMU zu erleichtern, die 

Chancen zu erkennen und wahrzunehmen, die ihnen im Rahmen des Schwerpunkts "Gesellschaft-

liche Herausforderungen" und des Ziels "Führende Rolle bei grundlegenden und industriellen 

Technologien (LEIT)" geboten werden. 

Das KMU-Instrument wird mittels einer einheitlichen zentralen Managementstelle umgesetzt, die 

für die Bewertung und das Management der Projekte zuständig ist, darunter auch die Verwendung 

gemeinsamer IT-Systeme und Geschäftsprozesse. 

Das Instrument wird die ehrgeizigsten Innovationsprojekte von KMU anziehen. Es wird in erster 

Linie im Wege eines Bottom-up-Ansatzes über eine unbefristet geltende Aufforderung zur Einrei-

chung von Vorschlägen umgesetzt, die auf die Bedürfnisse von KMU zugeschnitten ist, wie sie im 

spezifischen Ziel "Innovation in KMU" dargelegt sind; zugleich trägt es den Prioritäten und Zielen 

der LEIT und der "Gesellschaftlichen Herausforderungen" Rechnung und ermöglicht Vorschläge, 

die alle gesellschaftlichen Herausforderungen und die LEIT betreffen können und den "Bottom-

up"-Ansatz untermauern. Diese Aufforderung kann alle zwei Jahre überprüft/verlängert werden, um 

den zweijährigen strategischen Programmen Rechnung zu tragen. Gegebenenfalls können zusätzlich 

zu der genannten Aufforderung weitere Aufforderungen zu spezifischen Themen von strategischem 

Interesse veröffentlicht werden. Bei diesen Aufforderungen wird auf das Konzept und die Verfah-

ren des KMU-Instruments sowie auf dessen einheitliche Anlaufstelle für Antragsteller und die 

begleitenden Mentoring- und Coaching-Dienste zurückgegriffen." 

 

 

11) Erklärung zu den Artikeln 3 und Artikel 4 (Beteiligungsregeln) 

 

"Die Kommission beabsichtigt, in die Finanzhilfevereinbarungen Verweise auf einzelstaatliche 

Rechtsvorschriften aufzunehmen, die den Zugang der Öffentlichkeit zu Dokumenten und die Ver-

traulichkeit betreffen, um ein Gleichgewicht zwischen den unterschiedlichen Interessen zu gewähr-

leisten."  
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12) Erklärung zu Artikel 28 (Beteiligungsregeln) (Option eines Erstattungssatzes von 100 % 

für Rechtspersonen ohne Gewinnstreben bei Innovationsmaßnahmen):  

"Die Kommission stellt fest, dass auch Rechtspersonen ohne Gewinnstreben wirtschaftliche Tätig-

keiten ausüben können, die marktnah sind und deren Subventionierung zu Verzerrungen im 

Binnenmarkt führen kann.  Deshalb wird die Kommission vorab prüfen, ob förderfähige Tätigkeiten 

wirtschaftlicher Art sind, ob eine Quersubventionierung tatsächlich vermieden wird und ob der 

Finanzierungssatz für förderfähige wirtschaftliche Tätigkeiten negative Auswirkungen auf den 

Wettbewerb im Binnenmarkt hat, die nicht durch ihre positiven Wirkungen ausgeglichen werden".   

 




